
I.

Stellungnahme
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1. Brennpunkt: Naher Osten

Der Nahe Osten ist fern und nah zugleich. Weit entfernt muten aus der
Perspektive Westeuropas die Gewaltexzesse zwischen Israel und denIn acht

Monaten über
500 Tote

Palästinensern an, die seit Monaten Bilder allt¨aglichen Tötens liefern.
Zugleich klingen die biblischen Ortsnamen auf eigent¨umliche Weise
vertraut, ganz abgesehen davon, dass der mit dem Segen der UNO
zustande gekommene Staat Israel nie gegr¨undet worden w¨are ohne
die von Nazi-Deutschland betriebene Vernichtung des europ¨aischen
Judentums. Das macht ein unbefangenes Urteil und politische Emp-
fehlungen nicht leicht. Die Frage, mit welchen Initiativen Europa zur
Rückkehr zum Friedensprozess im Nahen Osten beitragen k¨onnte, ist
deshalb nicht weniger dringlich.

Statt Friedensprozess: Intifada für einen
palästinensischen Staat

Über fünfzig Jahre nach der Ausrufung des Staates Israel k¨ampfen
die Palästinenser in der so genanntenAl Aqsa-Intifadanicht nur ge- Al Aqsa-

Intifadagen die fortgesetzte israelische Besatzung, sondern f¨ur einen eigenen
Staat. Anders als in der erstenIntifada geht es diesmal weniger um
einen Volksaufstand von Zivilisten als um Provokationen an den Fron-
ten zweier feindlicher Territorien – d. h. in unmittelbarer Umgebung
der jüdischen Siedlungen und der israelischen Armeeposten.

Die Auseinandersetzungen militarisieren sich zunehmend. Betei-
ligte sind zum einen Jugendliche und junge M¨anner – eine Alters-
gruppe mit besonders hoher Arbeitslosigkeit, zum anderen Militante
aus der Fatah. F¨ur Terroranschl¨age zeichnen ¨uberwiegend islamisti-
sche Gruppierungen verantwortlich. Sie alle greifen zur Gewalt, weil
sie nicht mehr an die Bereitschaft Israels glauben, den Pal¨astinensern
auf dem Verhandlungswege die Gebiete zu ¨uberlassen, auf die sie nach
ihrem historischen Verzicht auf das ganze Land vom Mittelmeer bis
zum Jordan einen ungeteilten Anspruch erheben: auf die Westbank
und den Gazastreifen – zusammen 23 Prozent des vormals britischen
Mandatsgebietes – und auf Ost-Jerusalem als Hauptstadt des Staates
Palästina. Israel unter seiner gegenw¨artigen Regierung scheint seiner-
seits den Glauben an die Friedensf¨ahigkeit der jetzigen pal¨astinensi-
schen F¨uhrung verloren zu haben und setzt derIntifadaein Vielfaches Teufelskreis der

Gewaltan Gewalt entgegen. Doch Scharfsch¨utzen und Raketen k¨onnen den
Aufstand nicht beenden. Jeder Tote l¨asst den Ruf nach Vergeltung lau-
ter werden.
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Radikalisierung im Namen von Religion und
Geschichte

Erst nach sechs Jahren zivilen Ungehorsams gepaart mit der eher sym-
bolischen Gewalt von Steinen gegen Milit¨ar in der erstenIntifadasetz-
ten sich die Kontrahenten 1993 schließlich an den Verhandlungstisch
in Oslo. Was muss geschehen, damit sie wieder zu verhandeln begin-
nen? Vordergr¨undig wird um Territorien und Souver¨anität gestritten.
Aber für Israelis und Pal¨astinenser geht es zugleich um mehr: umAnspruch auf

wechselseitige
Anerkennung

die wechselseitige Anerkennung des gleichen Anspruchs auf Selbstbe-
stimmung und Selbstentfaltung. Diese Anerkennung steht nach einem
halben Jahrhundert, in dem Frieden nie mehr war als die Waffenruhe
zwischen den Kriegen, noch immer aus.

Auf beiden Seiten w¨achst der Einfluss von Kr¨aften, die mit re-
ligi ösem Sendungsbewusstsein und im Namen historischer Rechte
dem anderen Volk den Anspruch auf eine sichere staatliche Exi-
stenz im “Heiligen Land” bestreiten. Der Blick zur¨uck verhindert zu-
kunftsfähige Entw¨urfe für eine friedliche Koexistenz. Beide V¨olker
nehmen sich als Opfer und die andere Seite als T¨ater wahr. Anzei-
chen mangelnder Friedensbereitschaft sind in beiden Gesellschaften
offenkundig. Dazu geh¨oren Erziehung zum Hass in den Schulen und
der Märtyrerkult unter radikalen Jugendlichen ebenso wie religi¨oser
Fundamentalismus und nationaler Fanatismus. Solange sich die poli-
tischen F¨uhrungen auf den extremistischen Teil ihrer Anh¨angerschaft
angewiesen glauben, wird ihre Friedenspolitik nach außen kraft- und
erfolglos bleiben. In Israel k¨onnte Abhilfe von einer Wahlrechtsreform
kommen, die der Erpressbarkeit der Regierung durch religi¨ose Kli-
entelparteien einen Riegel vorschiebt. In den pal¨astinensischen Auto-
nomiegebieten w¨urden mehr demokratische Partizipation und Recht-
staatlichkeit die Legitimation der politischen F¨uhrung erh¨ohen und
ihre Trennung von Kr¨aften erm¨oglichen, die Gewalt als allein selig
machenden Weg predigen.

Ausweitung zu einem regionalen Krieg?

Die Sorge, dass Dritte in den Sog der israelisch-pal¨astinensischen Aus-
einandersetzungen geraten und sich dieIntifada zu einem regiona-
len Krieg ausweitet, r¨uhrt vor allem aus den Erfahrungen mit f¨unf
Nahostkriegen. In der Tat birgt der Aufstand f¨ur die Führungseliten
in den arabischen Nachbarstaaten ein Dilemma. Die Bev¨olkerung for-
dert Solidarität mit den kämpfenden Pal¨astinensern und kritisiert dieDie arabischen

Staaten pro-israelische Schlagseite der USA. Zugleich bekommen diejenigen
oppositionellen Kr¨afte Auftrieb, die Anstoß an der hegemonialen, pro-
israelischen Rolle der USA im Nahen Osten nehmen. Andererseits
wirkt eben diese Rolle auch stabilisierend auf das regionale Staatensy-
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stem.Ägypten, Jordanien und die konservativenÖlmonarchien haben
sich für die Partnerschaft mit den USA entschieden. Syrien steht auf
der Warteliste. Sie alle haben sich mit der Existenz Israels abgefunden
und bereiten sich auf dessen Integration in die Region vor, falls der
Friedensprozess mittel- oder langfristig doch noch einen guten Aus-
gang nimmt. An einem Krieg mit der regionalen Supermacht Israel
ist den arabischen F¨uhrungseliten nicht gelegen. Sie bem¨uhen sich im
Gegenteil um Deeskalation und werben mit eigenen Vorschl¨agen für
eine Wiederbelebung des Friedensprozesses.

Allerdings ist dies keine Garantie f¨ur eine Eindämmung des Kon-
flikts. Besonders die Konstellation an der israelisch-libanesischen
Grenze birgt Eskalationsrisiken. Wenn die libanesische Hizbullah wei-Grenzzwischen-

fälle Israel /
Südlibanon

terhin zur “Unterst¨utzung” der pal¨astinensischen Br¨uder Grenzzwi-
schenfälle provoziert und Israel fortf¨ahrt, militärische Vergeltungs-
schläge auch gegen die syrischen Streitkr¨afte im Südlibanon zu
führen, ist nicht auszuschließen, dass die gegenw¨artige Gewalt doch
noch zum Staatenkrieg eskaliert. Die Kontrolle der Grenzregion durch
libanesische Truppen k¨onnte Entlastung schaffen. Daf¨ur wäre ein Ver-
zicht Syriens auf seine Vetomacht in der Politik der libanesischen Zen-
tralregierung erforderlich. Die Europ¨aische Union sollte ihre Partner-
schaft mit den Mittelmeerl¨andern nutzen und Anreize bieten, um Sy-
rien zu einem Richtungswechsel zu veranlassen.

Gerechtfertigte Anliegen und verstiegene Forderungen

Wie könnte ein Friedensschluss aussehen? In sicheren Grenzen zu
leben, ist für die Israelis ein ebenso unabdingbares Erfordernis wieVoraus-

setzungen für
Frieden

für die Palästinenser, einen eigenen Staat zu erhalten. Israel ist durch
die Al Aqsa-Intifadain seiner Existenz nicht gef¨ahrdet, während die
Palästinenser noch um eine staatliche Existenz ringen. Zu Recht sagte
Avi Primor, von 1993 bis 1999 israelischer Botschafter in Deutsch-
land: “Solange die Pal¨astinenser keine Existenz in W¨urde finden, wird
es im Nahen Osten keinen Frieden geben, auf jeden Fall keinen echten,
dauerhaften Frieden.”

Gerechtfertigten Anliegen stehen Forderungen gegen¨uber, die ver-
stiegen erscheinen, weil sie nicht auf vitalen Bed¨urfnissen beruhen,
der Gegenseite jedoch unzumutbare Konzessionen abverlangen. IsraelUnzumutbare

Ansprüchekann nicht darauf bestehen, Gebiete zu besiedeln, die es 1967 erobert
hat und aus der es die ans¨assige Bev¨olkerung verdr¨angt. Die Pal¨asti-
nenser sollten nicht auf einem unbeschr¨ankten R¨uckkehrrecht in ein
Land beharren, aus dem in der Mehrzahl nicht sie, sondern ihre Vor-
fahren geflohen sind. Beide Anspruchshaltungen machen die Aussicht
auf ein geregeltes Neben- oder gar Miteinander zunichte. Historische
“Rechte” müssen hinter dem Recht der heute und k¨unftig Lebenden
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zurückstehen. Wird diese Einsicht verweigert, sind Zweifel am Platz,
ob esüberhaupt Frieden ist, um den es geht.

Die israelische Expansion in den besetzten Gebieten
beenden

Dem israelischen Staat ist zuzumuten, die 1967 begonnene v¨olker-
rechtswidrige Praxis territorialer Ausdehnung einzustellen und ¨uber
die Zukunft der Siedlungen ernsthaft zu verhandeln. Hierbei kann die
Auflösung bestehender Siedlungen nicht von vornherein ausgeschlos-
sen werden. Angesichts der fortgesetzten, j¨ungst sogar ausgeweiteten
staatlichen Subventionierung der Siedlungen im Westjordanland und
im Gazastreifen kann sich auf pal¨astinensischer Seite kein Vertrauen
in die Bereitschaft Israels entwickeln, zur Formel “Land f¨ur Frieden”
als Basis des nah¨ostlichen Verhandlungsprozesses zur¨uckzukehren, so
wie es die Resolution 242 des UN-Sicherheitsrates fordert. Die inter-
nationale Kommission, die unter Vorsitz des ehemaligen US-Senators
George Mitchell die Gewalteskalation zu Beginn der zweitenInti-
fadauntersucht hat, empfahl die Beendigung der j¨udischen Siedlungs-
aktivitäten als Voraussetzung f¨ur die Beendigung pal¨astinensischer
Gewalt. Der Mitchell-Report r¨uckt die Siedlungen ins Zentrum derMitchell-

Report internationalen Deeskalationsbem¨uhungen. Seine Empfehlung eines
vollständigen Baustopps st¨oßt im Weißen Haus auf Vorbehalte, weil
darin die Belohnung f¨ur Gewalt gesehen wird. DasState Department
hingegen scheint den Schlussfolgerungen der Kommission zu folgen.
Frankreich tut dies gleichfalls und wirbt bei seinen EU-Partnern f¨ur
eine zwischen der Europ¨aischen Union und den USA koordinierte Po-
litik zum Krisenmanagement im Nahen Osten. Wir unterst¨utzen diese
Initiative. Denn die Beendigung der israelischen Landnahme w¨urde in
den Palästinensergebieten ein zentrales Hindernis f¨ur eine Zivilisie-
rung des Konfliktaustrags beseitigen.

Erosion der Gewaltkontrolle in den Pal̈astinenserge-
bieten

Der Palästinensischen Autorit¨at ist zuzumuten, auf die Instrumentali-
sierung militanter Kr¨afte zu verzichten, die sich ohnehin ihrer Kon-
trolle zunehmend entziehen. Gegenw¨artig hat es den Anschein, als
handelten Kommandos aus der erstenIntifada, die nicht in die 40.000
Mann umfassende Truppe der pal¨astinensischen Autonomiebeh¨orde
eingebunden wurden, auf eigene Faust. Dazu geh¨oren die Angriffe derAngriffe auf

j üdische Siedler so genanntenTanzim-Milizen auf jüdische Siedler. Doch nicht der is-
raelische B¨urger, der hier meist nur preiswerten Wohnraum gesucht
hat, sondern der israelische Staat, der die Siedler als Instrument der
Expansion einsetzte, ist der richtige Adressat legitimer Forderungen
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nach einer L¨osung, die mit den Existenzbedingungen eines pal¨astinen-
sischen Staates vereinbar sein muss. Dass die politische F¨uhrung der
Palästinenser den Angriffen militanter Aktivisten auf die Siedler mit
einer Mischung aus kaum verborgenem Wohlwollen und vorgeblicher
Hilflosigkeit begegnet, untergr¨abt ihre Glaubw¨urdigkeit.

Die Diskriminierung der arabischen Bürger in Israel
abbauen

Israel muss die rechtliche, wirtschaftliche und soziale Diskriminie-
rung seiner arabischen B¨urger abbauen. Die Unruhen im ¨uberwiegend
arabisch besiedelten Norden Israels zu Beginn der zweitenIntifada,
in denen, anders als in der ersten, die israelischen Araber Solidarit¨at Solidarit ät der

israelischen
Araber

mit dem Aufstand der Pal¨astinenser jenseits der Grenze ¨ubten, sind
ein Warnsignal. Hier w¨achst eine Gefahr f¨ur die israelische Gesell-
schaft, die gerade angesichts des pal¨astinensischen Staatsaufbaus ne-
benan nicht ernst genug zu nehmen ist. Werden die berechtigten An-
liegen dieser rasch wachsenden Minderheit – heute knapp ein F¨unf-
tel der Bevölkerung – nur zur Kenntnis genommen, wenn Wahlen
ins Haus stehen, steht die bisher praktizierte Loyalit¨at der arabischen
Minderheit zum israelischen Staat in Frage. Damit droht das bisher
leidlich funktionierende Nebeneinander der j¨udischen Mehrheit und
der arabischen (islamischen wie christlichen) Minderheit sich in eth-
nopolitischen Hass zu verwandeln. Vor diesem Hintergrund verdie-
nen interkommunit¨are Projekte alle Unterst¨utzung und Nachahmung.
Als Beispiele nennen wir nur das von der Friedrich-Ebert-Stiftung un-
terstützte bilaterale Pilotprojekt “Grenzkooperation Nord”, das j¨ungst
von der Konrad-Adenauer-Stiftung finanzierte und vom Hamburger
Senat als Gastgeber unterst¨utzte Internetprogramm f¨ur israelische und Interkom-

munit äre
Projekte

palästinensische Jugendliche sowie das unter anderem von Hessen
geförderte binationalePeace Research Institute Middle East(PRIME)
im palästinensischen Beit Jala.

Friedensbereitschaft kann nicht von außen erzwungen,
aber gef̈ordert werden

Alles hängt von der Friedens- und Verst¨andigungsbereitschaft der po-
litischen Kräfte vor Ort ab. Wenn die Parteien ¨uberzeugt sind, dass
Gewalt sie ihren politischen Zielen n¨aher bringt oder die Gegenseite
nur die Sprache der Waffen versteht, sind die Aussichten auf erfolg-
versprechende Vermittlung gering. Von außen ist Friedensbereitschaft
nicht zu erzwingen – weder milit¨arisch noch zivil. Dennoch k¨onnen Partner f ür

Konfliktrege-
lung

Dritte dazu beitragen, dass Teilbereiche des Konflikts einer Regelung
zugänglicher werden. Sowohl den Israelis als auch den Pal¨astinen-
sern stehen ¨okonomisch potente Sympathisanten und Partner zur Seite.
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Die Länder des Westens und die arabischenÖlstaaten trennen keine
unüberbrückbaren Gegens¨atze. Sie haben ein gemeinsames Interesse:
Stabilität in der Region. Sie m¨ussen es entschiedener geltend machen.

Den Flüchtlingen eine Zukunftsperspektive bieten

Der arabischen Welt ist zuzumuten, gr¨oßere Anstrengungen zu unter-
nehmen, um die pal¨astinensischen Fl¨uchtlinge zu integrieren. Bei den
Vereinten Nationen sind 3,7 Millionen Fl¨uchtlinge registriert: 1,4 Mil-
lionen leben in der Westbank und im Gazastreifen; 2,3 Millionen in
Jordanien, Libanon und Syrien. Ein Drittel aller Fl¨uchtlinge lebt inLage der

Flüchtlinge Lagern, davon 600.000 in jordanischen, syrischen und libanesischen
Camps. Die Lager in den arabischen Staaten, vor allem die im Li-
banon, sind heute Hochburgen der Gegner von PLO-F¨uhrer Arafat,
hinter dessen Verhandlungskurs sie Verrat an ihrem Recht auf R¨uck-
kehr wittern. Frieden wird es im Pal¨astinakonflikt nicht geben, solange
Hunderttausende in Fl¨uchtlingslagern hausen und von einer R¨uckkehr
in die alte Heimat tr¨aumen, die es in dieser Form gar nicht mehr gibt.
Dass das heutige Israel ihnen die R¨uckkehr verwehrt, obgleich sie
oder ihre Eltern oder Großeltern von dort vertrieben wurden, zugleich
aber gem¨aß Rückkehrgesetz jedem Menschen j¨udischer Abstammung
auf der ganzen Welt das Recht auf Einwanderung und Einb¨urgerung
gewährt, trägt zur Verbitterung der Fl¨uchtlinge bei. Das israelische
Motiv, den jüdischen Charakter des Staates zu bewahren, verhindert
den Weg zu einem demokratischen Israel f¨ur alle seine B¨urger. Eine
für beide Seiten akzeptable L¨osung der Fl¨uchtlingsfrage wird auf den
Prinzipien der begrenzten und gesteuerten R¨uckkehr (im Einzelfall
nach Israel, im Regelfall in den k¨unftigen palästinensischen Staat), der
Entschädigung und der Hilfe bei der Integration in aufnahmebereiten
Drittl ändern beruhen m¨ussen. Den Pal¨astinensern in den Fl¨uchtlings-
lagern rund um Israel die Chance sozialer Integration zu er¨offnen wäreSoziale

Integration der
Flüchtlinge

ein beträchtlicher Stabilit¨atsgewinn für die Region. Es darf nicht er-
neut eine perspektivlose Ghetto-Jugend heranwachsen, die das eigene
und das Leben anderer im militanten Kampf f¨ur aussichtslose Ziele
aufs Spiel setzt.

Ein großzügig finanziertes Ansiedlungsprogramm vor allem auf
dem Territorium des k¨unftigen palästinensischen Staates kann den
Flüchtlingen eine Zukunftsperspektive weisen. Unter den flankieren-
den Maßnahmen, die dazu beitragen, dass dieser sich zu einem Ge-
meinwesen entwickelt, das seinen B¨urgern Entwicklungschancen bie-
tet, ist die Unterst¨utzung für Techniken und Praktiken sparsamer Was-
sernutzung sowie f¨ur die Erschließung neuer, auch unkonventionel-
ler Wasserquellen hervor zu heben, bei der die Bundesrepublik be-
reits heute Vorbildliches leistet. Sie k¨onnen die Konkurrenz der Kon-
fliktparteien um die knappe lebenswichtige Ressource entsch¨arfen und
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einen Friedensschluss erleichtern helfen. Die Europ¨aische Union, die
seit 1994 jährlich gut 400 Millionen Euro f¨ur die palästinensischen
Autonomiegebiete, und Deutschland, das als gr¨oßter bilateraler Geld-
geber für die Palästinenser davon etwa ein Drittel aufwendet, tragen
mit ihrer Hilfe bei Projekten in der Infrastruktur, im Umweltschutz
und bei der Wasserversorgung durch Entwicklungszusammenarbeit
zur Konfliktlösung bei. Allerdings blockiert Israel gegenw¨artig viele Infra-

struktur
Umwelt
Wasser

dieser Projekte aus Sicherheitsbedenken durch b¨urokratische Schika-
nen und Abriegelungen. Damit konterkariert es die Anstrengungen,
dort auf Frieden hinzuwirken, wo die St¨arken Europas liegen: im zivi-
len Bereich.

Unterstützung zivilgesellschaftlicher und kooperativer
Akteure

In Kriegen ist es bekannte Praxis, die Menschenrechte außer Kraft zu
setzen. Israel und die Pal¨astinensische Autorit¨at machen darin keine
Ausnahme. Hier wie dort versucht eine Vielzahl von NGOs, die staatli-
chen Organe – vor allem die Sicherheitskr¨afte – zur Einhaltung demo-
kratischer und rechtsstaatlicher Standards anzuhalten. Sie lassen als
Entschuldigung f¨ur Menschenrechtsverletzungen weder die von israe-Menschen-

rechte und
Demokratie

lischer Seite angef¨uhrte terroristische Gefahr gelten noch die Schwie-
rigkeit auf palästinensischer Seite, das Recht auf einen Staat und die
Forderung nach einer Demokratie gleichzeitig durchzusetzen. Die Ko-
operation israelischer und pal¨astinensischer Aktivisten ist in Zeiten
kriegerischer Auseinandersetzungen besonders gef¨ahrdet. Weil De-
mokratie und Rechtsstaat wesentliche Voraussetzungen eines k¨unftig
gleichberechtigten Zusammenlebens Israels und Pal¨astinas darstellt,
verdienen diese Organisationen auch aus friedenspolitischer Sicht die
Unterstützung von außen. Ihre finanzielle F¨orderung ist sowohl im
Rahmen bestehender Strukturen wie der Mittelmeerpartnerschaft als
auch in Kooperation mit parteinahen Stiftungen m¨oglich. Darüber hin-
aus ist ihren Aktivitäten stärkereöffentliche Beachtung zu w¨unschen.
Die Hilfe Deutschlands f¨ur den palästinensischen Staatsaufbau sollte
darum nicht allein den offiziellen Institutionen gelten, sondern auch
Einrichtungen der Zivilgesellschaft, die auf demokratische Spielre-
geln und rechtsstaatliche Mindeststandards pochen. Gravierende Ver-
letzungen der Menschenrechte beider Seiten m¨ussen sanktioniert wer-
den.

Sanktionsmöglichkeiten der Europäischen Union

Die Assoziationsabkommen der EU mit Israel (1995) und mit derAssoziations-
abkommen mit
der EU

Palästinensischen Autorit¨at (1997) verpflichten beide, die regionale
Kooperation zu f¨ordern, die Menschenrechte zu achten, die friedliche
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Koexistenz zu festigen und die politische Stabilit¨at zu stärken. Damit
bestehen vertragliche Ansatzpunkte f¨ur Sanktionen wie den Entzug
oder die Konditionierung von Beg¨unstigungen bei Verstoß. Gewiss ist
Israel von europ¨aischem Wohlwollen nicht in dem Maße abh¨angig wie
von dem der USA, die seine Existenz milit¨arisch garantieren. Aber Is-
rael wickelt rund 40 Prozent seines Außenhandels mit der EU ab und
ist daher nicht immun gegen wirtschaftlichen Druck.

Die historische Schuld, die das deutsche Volk gegen¨uber den Ju-
den auf sich geladen hat, macht Sanktionen gegen¨uber Israel zu ei-
nem heiklen Thema. Aber letztlich gr¨undet auch das Unrecht, dasWirtschaft-

licher Druck
auf Israel

den Palästinensern widerf¨ahrt, im Zivilisationsbruch von Auschwitz.
Druck auf Israel auszu¨uben, damit es wieder vom Kriegs- auf den Frie-
denskurs umschwenkt, sollte deshalb kein Tabu darstellen. Die EU hat
ohnehin längst in dem Sinne Partei ergriffen, dass sie die Pal¨astinen-
sische Autorität durch finanzielle Hilfe beim Staatsaufbau bef¨ahigt
hat, den Konflikt mit Israel bis heute durchzustehen, ohne bankrott
zu gehen. Daher w¨are, solange Israel seine Siedlungsaktivit¨aten fort-
setzt, beispielsweise das Aussetzen der im AssoziationsabkommenZuwendungen

für pal ästinen-
sische NGOs

gewährten Vorzugsbehandlung folgerichtig. Und solange die Pal¨asti-
nensische Autorit¨at keine sichtbaren Anstrengungen unternimmt, die
Kontrolle über militante Aktivisten zur¨uckzugewinnen, und die Ge-
waltakte daf¨ur herhalten m¨ussen, das Fehlen vongood governancezu
rechtfertigen, sollten andere, lokale und zivilgesellschaftliche Akteure
gezielter in den Genuss der EU-Zuwendungen kommen.

2. Globale Herausforderungen

Neben der klassischen Sicherheitspolitik gewinnen Weltprobleme, die
von den Nationalstaaten nicht mehr im Alleingang gel¨ost werden
können, in der Politik des 21. Jahrhunderts an Bedeutung: unter an-
derem Armutsbek¨ampfung, Umweltschutz und die Reform der UNO.
Im Kontext der Globalisierung k¨onnen diese Herausforderungen nur
durch immer engere internationale Kooperation bew¨altigt werden.

Armutsbekämpfung in den Mittelpunkt

Die Weltbank und der Internationale W¨ahrungsfond r¨ucken die welt-
weite Armutsbek¨ampfung wieder in den Mittelpunkt ihrer Aktivit¨aten.
Ehemals von außen auferlegte neoliberale Strukturanpassungspro-
gramme sollen nunPoverty Reduction Strategiesweichen, die von
den betroffenen Staaten eigenverantwortlich und kontinuierlich erar-
beitet werden. Die hoch verschuldeten armen L¨ander sollen entschul-
det werden. Damit dieser begr¨ußenswerte Paradigmenwechsel auch
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umgesetzt werden kann, bedarf es allerdings deutlich gr¨oßerer An-
strengungen seitens der Geber- und Nehmerl¨ander.

Sowohl die durch Entschuldung freiwerdenden als auch die Mit-
tel der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) m¨ussen in Programme zur
Verbesserung der wirtschaftlich-sozialen Situation der Bev¨olkerungs-
mehrheit investiert werden. Das k¨onnen die Geberl¨ander nur im Zu-
sammenwirken mit lokalen NGOs kontrollieren und auch nur dann,
wenn die Verwendung der Mittel der EZ nachpr¨ufbar offengelegt
wird. Sonst steht zu bef¨urchten, dass die so genannte Armutsbek¨amp-
fung zum Deckmantel f¨ur die Bereicherung der Eliten, f¨ur den Kauf
von Rüstungsg¨utern oder die Sanierung der Staatsfinanzen wird. Von
den Geberl¨andern muss weiterhin gefordert werden, ihre AusgabenAktions-

programm
2015 des BMZ

für Entwicklungszusammenarbeit massiv zu steigern. Das “Aktions-
programm 2015”des BMZ ordnet sich in die vom Weltsozialgipfel
von Kopenhagen, 1994, angestoßenen internationalen Programme von
IWF, Weltbank und OECD ein. Um entwicklungspolitische Wirkung
zu erzielen, muss es eine klare Schwerpunktsetzung und B¨undelung
von Instrumenten erfahren. Zudem sind finanzielle Ausstattung sowie
interministerielle Zusammenarbeit deutlich zu verbessern.

Entwicklungsprojekte auf Konfliktrelevanz pr üfen

Ein positiver Zusammenhang zwischen Entwicklungszusammenarbeit
und Krisenprävention ist im Einzelfall nur schwer nachweisbar. Lang-
fristig wird die Verbesserung der ¨okonomischen Situation einer Ge-
sellschaft aber die Gewaltanf¨alligkeit verringern. Kurz- und mittelfri-
stig kann Entwicklungszusammenarbeit jedoch Konflikte versch¨arfen, Entwicklungs-

zusammen-
arbeit und
Krisen-
pr ävention

wenn die einseitige F¨orderung einer Gruppe bestehende gesellschaft-
liche Differenzen vertieft. Es ist deshalb zu begr¨ußen, dass die Wir-
kungen von Entwicklungsprojekten der EU, aber auch des BMZ auf
aktuelle oder potentielle Konflikte k¨unftig regelmäßigüberprüft wer-
den. Gleichzeitig gilt es, auf die bessere Einbettung projektorientierter
Entwicklungszusammenarbeit in die Konzepte globaler Strukturpoli-
tik zu achten.

Krise der Krisenpr ävention?

Der immer häufigeren Forderung nach Krisenpr¨avention entspricht
noch keine regelm¨aßige politische Praxis. Meist wird das Ausbleiben
von Prävention nur in denex post-Analysen von Gewalteskalationen
beklagt. Zwischenearly warningundearly actionklafft eine Lücke. Lücke zwischen

early warning
und early
action

Über die Handlungs- und gegebenenfalls die Interventionsbereitschaft
der westlichen Staatengemeinschaft entscheidet meist die geografi-
sche Nähe einer Krise und die Furcht vor einer regionalen Destabili-
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sierung oder vor Fl¨uchtlingsstr¨omen sowie die Sicherung strategischer
Interessen, insbesondere ein ungehinderter Ressourcenzugang.

Klimaschutzpolitik auch ohne die USA realisieren

Nach dem Scheitern der 6. Vertragsstaatenkonferenz zur Klimaschutz-
konvention in Den Haag im November 2000 und der Absage an das
Kyoto-Protokoll durch die USA ist die internationale Klimaschutzpo-
litik in eine schwere Krise geraten. Auf der Folgekonferenz im JuliKrise der

Klimaschutz-
politik

in Bonn muss nun ein Kompromiss gesucht werden, um zehn Jahre
nach Rio ein international verbindliches Programm zur Reduktion von
Treibhausgasen zu vereinbaren. Dass die USA inzwischen ihre Teil-
nahme an dieser Konferenz zugesagt haben, mindert nicht die Skepsis,
ob ein möglicher Kompromiss dem Ausmaß des Klimaproblems ge-
recht werde. Die durch die Absage der USA entstandene Krise sollte
die internationale Staatengemeinschaft, insbesondere die EU, dazu
motivieren, auch ohne die Amerikaner eine wirksame Klimaschutzpo-
litik auf den Weg zu bringen. Da sich das Umsteuern schon mittelfri-
stig durch eine wachsende Zahl von Arbeitspl¨atzen und eine Verringe-
rung der Energiekosten auszahlt, k¨onnen auch nationale Alleing¨ange
ins Auge gefasst werden. International besteht die Gefahr, dass eine
Lösung, die ausschließlich auf Instrumente des Marktes setzt, entwe-
der Minimalziele des Klimaschutzes verfehlt oder keinen Konsens fin-
det. Deshalb muss bei der Konferenz in Bonn ¨uber die Einrichtung ei-
nes internationalen Fonds nachgedacht werden, der den L¨andern des
Südens eine echte Beteiligung an der Klimaschutzpolitik erm¨oglicht.

Die EU muss zum Motor von Rio+10 werden

Zehn Jahre nach dem Erdgipfel von Rio de Janeiro wollen die Re-
gierungen 2002 in Johannesburg ¨uber weitere Schritte zu einer global
nachhaltigen Entwicklung beraten. Von der neuen US-Regierung ist
nach der Verweigerung effektiver Klimaschutzpolitik auch hier eineBlockade-

haltung der
USA

Blockadehaltung zu erwarten. Darum ist die EU noch mehr als bisher
gefordert, zum Erfolg von Rio+10 beizutragen. Ein großer Teil ihrer
Verantwortung wird von der Bundesregierung zu ¨ubernehmen sein.

Doch auch Deutschland hat an Glaubw¨urdigkeit verloren. Statt
den Entwicklungsl¨andern mehr Geld zur Verf¨ugung zustellen, damit
sie die Agenda 21 umsetzen k¨onnen, wurden die Mittel f¨ur die Ent-
wicklungszusammenarbeit seit 1992 erheblich gek¨urzt. Eine natio-
nale Agenda 21 f¨ur Deutschland existiert immer noch nicht, und die
internationale Zusammenarbeit, etwa bei der Weiterentwicklung der
Nachhaltigkeits-Indikatoren, kommt nur schleppend voran.



Stellungnahme13

Konkrete Nachhaltigkeitsstrategie formulieren

Mit Rhetorik wird man diesen Glaubw¨urdigkeitsverlust nicht wett-
machen k¨onnen. Die Erwartungen an die Arbeit des im vergangenen
Jahr eingesetzten Staatssekret¨arsausschuss f¨ur Nachhaltige Entwick-
lung sind daher ebenso groß wie an den Nachhaltigkeits-Rat, der erst
im April 2001 seine Arbeit aufnehmen konnte. Wir fordern von der
Bundesregierung eine Strategie, die ¨uber Umweltaspekte hinausreicht
und konkrete Ziel- und Zeitvorgaben f¨ur die einzelnen Handlungs-
felder der Nachhaltigkeit enth¨alt. Sie muss tragf¨ahige Vorschl¨age un- Halbierung der

Armutterbreiten, wie bereits international vereinbarte Ziele – zum Beispiel
die Halbierung der Armut weltweit bis 2015 – erreicht werden sol-
len. Sie muss dar¨uber hinaus versuchen, die zu erwartende Blocka-
dehaltung der USA aufzuweichen und das Vertrauen der Entwick-
lungsländer in die europ¨aische Nachhaltigkeitspolitik wiederzugewin-
nen. Als wichtige vertrauensbildende Maßnahme k¨onnte Deutschland
bereits im Vorfeld der Konferenz eine deutliche Steigerung seines ent-
wicklungspolitischen Engagements beschließen.

Friedensmissionen der UN sẗarken

Schon 1992 betonte Boutros Boutros-Ghali die Notwendigkeit, die
UNO mit besseren Instrumenten zur Befriedung innerstaatlicher Kri-
sen und B¨urgerkriege auszustatten. Auch Kofi Annan verfolgt das Ziel,
die Kapazitäten für friedensunterst¨utzende Missionen zu st¨arken. Den-
noch listet der Brahimi-Report (August 2000) viele Defizite auf. SieBrahimi-

Reportbetreffen unter anderem die personelle Ausstattung der zust¨andigen
UN-Abteilungen, die Koordination zwischen ihnen und die Bereit-
schaft der Mitgliedstaaten, im Rahmen desUN Standby Arrangement
System(UNSAS) neben Soldaten auch Polizisten und zivile Verwal-
tungsfachleute in entsprechend ausgebildeten Gruppen zur Verf¨ugung
zu stellen. Bisher beruht die Entsendung von Blauhelmen auf freiwil-
ligen Entscheidungen der Staaten. Diese k¨onnen, wie im Falle Ru-
andas geschehen, die vom Sicherheitsrat bewilligten Blauhelmsolda-
ten verweigern. Der Brahimi-Report fordert hier Abhilfe. Einen ers-
ten Schritt, das UNSAS-Konzept zu realisieren, hat D¨anemark initi-
iert. 1996 haben sich sieben Staaten vertraglich verpflichtet, Kontin-
gente für eine multinationale Brigade bereitzustellen (Standby High
Readiness Brigade, SHIRBRIG). Inzwischen beteiligen sich neun eu-
ropäische Staaten, Kanada und Argentinien an dieser Brigade, die bin-
nen dreißig Tagen in ein Missionsgebiet entsandt werden kann. Seit
Frühjahr 2000 ist sie einsatzbereit und seit November 2000 erstmals
in Äthiopien und Eritrea im Dienst. Der Brahimi-Report fordert, dass
eine größere Zahl von UN-Mitgliedsstaaten am Aufbau gleichartiger
Einheiten mitwirkt und die Dislozierung von Blauhelmtruppen be-
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schleunigt wird. Die Bundesregierung hat mit konkreten Beteiligungs-
zusagen einen Anfang gemacht. Dieser Schritt in die richtige Richtung
sollte operativ ausgebaut werden. Begr¨ußenswert ist auch die von der
schwedischen EU-Ratspr¨asidentschaft bekundete Absicht, die k¨unfti-
gen Einsatzkr¨afte der EU für derartige Verwendungen vorzusehen.

Wir empfehlen der Bundesregierung, f¨ur Friedensmissionen der
UNO außer militärischen Einheiten auch Kr¨afte für einen multinatio-
nalen Polizeiverband vorzuhalten, der regelm¨aßig gemeinsam trainiertMultinationale

Polizei und binnen Monatsfrist einsatzbereit ist. Hier ist auch die gleichge-
wichtige Mitwirkungsbereitschaft der Bundesl¨ander gefordert. Beim
Aufbau derStandby-Poolsvon Polizeikräften sollte Deutschland, des-
sen Beteiligung an UN-Polizeimissionen eine positive Resonanz fand,
der Bedeutung weiblicher Polizisten st¨arker als bisher Rechnung tra-
gen. Sie sind zur Rehabilitation von Opfern sexueller Gewalt und zur
Aufkl ärung dieser Verbrechen h¨aufig besser geeignet als ihre m¨annli-
chen Kollegen.

“Intelligente” Sanktionen konzipieren

Sanktionen waren in den letzten Jahren nicht sehr erfolgreich. Ent-
weder versch¨arfen sie, wie im Falle des Irak, humanit¨are Katastro-
phen oder waren, wie die meisten Waffenembargos, wirkungslos. Un-
ter dem Stichwort der “intelligenten” Sanktionen wird im Rahmen
des UN-Sicherheitsrates, aber auch in Staaten wie der Schweiz und
Deutschland an Verbesserungen gearbeitet. Sanktionen sollen so ge-
staltet werden, dass die unfriedlichen Entscheidungstr¨ager hart, un-
schuldige Nichtbeteiligte m¨oglichst gering getroffen werden. Das ist
schon in der Theorie schwierig, erst recht in der Implementierung –
viele Sanktionen werden nicht ernst genommen, oder es fehlen, zum
Beispiel in den Kriegsregionen Afrikas, die Mittel zur effektiven Um-
setzung.

Die Bundesregierung sollte ihr Engagement f¨ur eine Reform der
Sanktionen weiter verst¨arken. Gegen¨uber dem Irak empfehlen wir eineZoll- und

Grenz-
kontrollen

Revision mit dem Ziel eines gut ¨uberwachten Waffenembargos. Die
Kapazitäten des UN-Sekretariats zurÜberwachung von Sanktionen
müssen politisch und finanziell ausgeweitet werden. Schließlich sollte
die Bundesregierung st¨arker als bisher solche Staaten (z.B. im westli-
chen Afrika) unterst¨utzen, die bereit sind Embargos effektiver durch-
zusetzen, aber dazu nicht die M¨oglichkeiten haben, da es ihnen an
Geld fehlt und sie nicht ¨uber gen¨ugend ausgebildetes Personal beim
Zoll und für die Grenzkontrollen verf¨ugen. Anfragen der UN und von
Regionalorganisationen auf die Entsendung von Zoll- und Kriminal-
beamten zur̈Uberwachung von Embargos sollten als Element ziviler
Krisenprävention positiv beschieden werden.
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Kriegswirtschaften austrocknen

Konstruktive Konfliktbearbeitung und Krisenpr¨avention können nur
wirken, wenn die Protagonisten von den Vorteilen eines Friedens-
schlusses und einem Ende der Gewalt zu ¨uberzeugen sind. Solange
die Parteien meinen, milit¨arische Gewinne erzielen zu k¨onnen, wer-
den sie davon nicht ablassen. Indes dauern viele B¨urgerkriege, wie in
Angola oder im Kongo, auch ohne erkennbare milit¨arische Entschei-
dung an. Dieses Ph¨anomen wird seit kurzem u.a. von der Weltbank
systematisch unter dem Aspekt der “Ökonomie der B¨urgerkriege” un-
tersucht. Durch die “Kommerzialisierung der Gewalt” dienen KriegeGescḧafte mit

der Gewaltdem Fortgang von profitablen Kriegswirtschaften mit Drogen und
Rohstoffen. Verhaltenskodizes, G¨utesiegel und Konsumentenboykotte
sind mögliche Formen, wie Druck zumindest auf die Handelspart-
ner in den Anrainer- und den Industriestaaten ausge¨ubt werden kann.
Ermutigende Anf¨ange gibt es auf dem Gebiet des Diamantenhan-
dels. Aber geb¨undelte Anstrengungen der Staatengemeinschaft, diese
Kriegswirtschaften trocken zu legen, sind bisher trotz ihrer evidenten
Gefahren f¨ur den Frieden nicht zu erkennen.

3. Europa im Reformstau

Die EU nach Nizza: Hausaufgaben nicht gemacht

Mit der Osterweiterung wird die EU nicht nur gr¨oßer, sondern auch
heterogener. Wenn das Konsensprinzip nicht drastisch eingeschr¨ankt
und ihre Organe handlungsf¨ahiger werden, droht die Paralyse. Der Eu-
ropäische Rat am 7. Dezember 2000 in Nizza war bereits der zweite
Versuch, auf einem Gipfeltreffen die institutionelle Struktur der EU
so umzubauen, dass sie zw¨olf weitere Staaten aufnehmen kann. Doch
blieben die Ergebnisse weit hinter den hochgesteckten Reformzielen
zurück.

Solange es den europ¨aischendemosund ein sich als solchesEffizienz versus
Legitimit ätverstehendes europ¨aisches Gemeinwesen nur in Ans¨atzen gibt, be-

ruht die demokratische Legitimit¨at der EU-Politik im wesentlichen
auf der Zustimmung ihrer Mitglieder. Europ¨aische Mehrheitsent-
scheidungen w¨urden die demokratische Selbstbestimmung der Staa-
ten einschr¨anken, ohne sich auf eine eigenst¨andige Legitimitätsquelle
stützen zu k¨onnen. Soll das unterschiedlich verstandene Schlagwort
von einer F¨oderation der Nationalstaaten mit Leben gef¨ullt werden,
braucht es eine europaweite Diskussion, die ¨uber die supranationale
Verständigung hinaus in einem konkreten europ¨aischen Gestaltungs-
willen mündet.

Übertriebene Hoffnungen darauf, dass die abermals vers¨aumte Re-
form demnächst nachgeholt wird, sind jedoch verfehlt. Wer die de-
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mokratische Legitimit¨at nicht umstandslos dem Erfordernis der Ef-
fizienz unterordnen will, gelangt zu dem Ergebnis, dass auch k¨unftig
das intergouvernementale Leitbild in der EU pr¨agend bleibt. Jenes Eu-
ropa der B¨urger, das die Vorschl¨age des deutschen Außenministers zur
Konstitutionalisierung der EU – die jetzt auch vom Bundespr¨asidenten
und vom Bundeskanzler aufgegriffen wurden – anmahnen, l¨asst noch
auf sich warten.

Internationale Gestaltungsansprüche präzisieren

Nizza steht f¨ur das Eingest¨andnis, dass die EU mehr Effizienz nichtEU nach Nizza
allein durch institutionelle Reformen erreichen kann. Wenn sich mehr
Handlungsfähigkeit ohne Legitimit¨atseinbuße nur durch schrittweise
Angleichung nationaler Pr¨aferenzen in intergouvernementaler Koope-
ration erzielen l¨asst, muss die EU ihre internationalen Gestaltungs-
ansprüche weniger reduzieren als vielmehr pr¨azisieren. Friedenspoli-
tisch ist das durchaus kein Nachteil, im Gegenteil. Wer nur nach mi-
lit ärischen Kapazit¨aten ruft und sich am “realistischen” Leitbild ei-
ner europ¨aischen Supermacht orientiert, verkennt die Potenzen des In-
tegrationsprozesses f¨ur die internationale Politik. Europa spricht seit
Jahrhunderten mit vielen Stimmen; man kann darin auch seine spe-
zifische Stärke sehen. Doch sie hat eine Kehrseite: Die meisten und
verheerendsten Kriege in der Neuzeit sind von Europa ausgegangen.
Diese blutige Schattenseite der europ¨aischen Zivilisation hat die EU
überwunden. Kriege unter den Mitgliedstaaten sind undenkbar gewor-
den – das ist ihre eigentliche Friedensleistung.

Mühsamer und langwieriger gestaltet sich die Herausbildung ei-
ner den Frieden nach außen f¨ordernden Politik. Zwar geh¨ort es zu den
nicht-intendierten Folgen des Kosovokrieges, dass er die GASP vor-GASP
angebracht hat. Doch hat die EU dabei auch ihre Unschuld als aus-
schließliche “Zivilmacht” verloren. Ende 1999 beschloss sie, im Rah-
men einer Europ¨aischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP)
eine eigene Streitmacht von bis zu 60.000 Soldaten aufzustellen.
Der Eindruck, die ESVP sei ein prim¨ar militärisches Projekt, wird
durch offizielle Verlautbarungen wie etwa in Nizza bekr¨aftigt, “die
wichtigste Herausforderung f¨ur die Mitgliedstaaten (sei) die Entwick-
lung militärischer F¨ahigkeiten” zur Krisenbew¨altigung. Es irritiert das
Missverhältnis zwischen den vorgesehenen Aufwendungen f¨ur mi-
lit ärisches und ziviles Krisenmanagement. Die 5.000 Polizisten, die
bis 2003 ausgebildet und bereitgestellt werden sollen, k¨onnen nur ein
Anfang sein. Es fehlt an geschulten Experten f¨ur Monitoring- und Ve-
rifikationsaufgaben in Spannungsgebieten, aber auch an Verwaltungs-
fachleuten f¨ur den Wiederaufbau ziviler Strukturen in Nachkriegsge-
sellschaften.
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Wider den Unilateralismus

An der machtpolitischen Asymmetrie zwischen den USA und Eu-
ropa wird sich in absehbarer Zukunft wenig ¨andern. Europa sollte je-
doch alle bestehenden politischen und diplomatischen M¨oglichkeiten
nutzen, um die USA weiterhin in die internationalen Organisationen
und multilateralen Institutionen einzubinden und gegen Alleing¨ange
zu protestieren. Dass die EU-Staaten die amerikanische Regierung
öffentlich an die Zusage erinnerten, ihre Milliardenschulden bei der
UNO abzubauen, war ¨uberfällig.

Auch in der OSZE ist der amerikanische Unilateralismus sp¨urbar. OSZE
Einigungschancen mit Russland, z.B. ¨uber eine Beobachtermission in
Tschetschenien, scheiterten am Einspruch Washingtons. Die OSZE
verkümmert zu einem Dienstleistungsbetrieb f¨ur Friedenskonsolidie-
rung; der russische, aber auch ukrainische Unmut ¨uber die Entpoliti-
sierung der gesamteurop¨aischen Sicherheitsorganisation w¨achst. Die
EU erweist sich einen schlechten Dienst, wenn sie ihre k¨unftige Kri-
senprävention an der OSZE vorbei konzipiert. Das Gros der regionalen
Konfliktschauplätze liegt entlang der russischen Grenze. Im Kaukasus
und in Zentralasien verf¨ugt die OSZE ¨uber mehr stabilisierendes Po-
tential als die EU. Nachdem sich der NATO-Russland-Rat nicht zum
politischen Leben erwecken ließ, bildet die OSZE die einzige sicher-
heitspolitische Klammer zwischen dem westlichen und dem ¨ostlichen
Europa, die Moskau mit gleichen Rechten und Pflichten einschließt.

Erfolgreicher Stabilit ätsexport

Zehn Jahre nach dem Ende des Ost-West-Konflikts sieht es so aus,
als könnten die nach 1989 zutage getretenen nationalen Minderheiten-
konflikte und Grenzstreitigkeiten zumindest in Mittelosteuropa Demo-
kratisierung und ¨okonomisch-gesellschaftliche Transformation nicht
mehr ernsthaft gef¨ahrden, wenngleich R¨uckschläge nicht auszuschlie-
ßen sind. Dazu hat nicht zuletzt die EU beigetragen. Ihr wirksamstes
außen- und sicherheitspolitisches Pfund bleibt ihre ¨okonomische An-
ziehungskraft. Deshalb greift es zu kurz, ihre Außen- und Sicherheits-
politik nur an militärischen Drohpotentialen und Interventionsf¨ahig-
keiten zu messen. Schon mit dem Balladur-Plan von 1994 versuchteBalladur-Plan
sie, die Magnetfunktion ihres Wohlstands in einen Stabilit¨atsexport
umzumünzen. Sie verlangte von den in die EU dr¨angenden Staaten
Mittelosteuropas die Regelung ihrer Grenz- und Minderheitenkon-
flikten als Voraussetzung f¨ur Beitrittsverhandlungen. Vor zehn Jahren
glaubten nur notorische Optimisten, dass diese Staaten von der Last
ihrer nationalen Geschichte nicht eingeholt werden w¨urden. Jedoch
haben die Auflagen des Balladur-Plans dazu beigetragen, dass dort
handfeste materielle Interessen ¨uber nationalistische Identit¨atspolitik
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obsiegten. Seither haben die Beitrittsstaaten betr¨achtliche Anstrengun-
gen unternommen, ihre Grenz- und Minderheitenkonflikte zu regeln.
Sorgenkinder bleiben Lettland, Rum¨anien und die Slowakei. Zypern
stellt eine Ausnahme dar – der Beitrittskandidat mit dem brisantesten
ethnischen Konflikt ist ohne jede realsozialistische Erbschaft.

Diese positiven Erfahrungen n¨ahren die Hoffnung, ¨ahnliche Er-
folge könnte auch der Stabilit¨atspakt für Südosteuropa zeitigen, so-Stabilit ätspakt

für
Südosteuropa

fern das internationale Engagement nicht nachl¨asst. Seit mit Franjo
Tudjman, Alija Izetbegovic und Slobodan Milosevic drei Hauptverant-
wortliche für die jugoslawischen Erbfolgekriege die politische B¨uhne
verlassen haben, sind die Bedingungen f¨ur die erfolgreiche Befriedung
besser als je seit 1989. Gleichwohl ist der Balkan noch weit vom Frie-
den entfernt.

Einmal mehr zu lange gewartet: Existenzgef̈ahrdung
Mazedoniens

Im Frühjahr 2001 wuchs aufs Neue die Sorge, die staatliche Zersplit-
terung auf dem Balkan – die sogenannte Balkanisierung – k¨onnte
weiter um sich greifen. Nachdem seit Jahresfrist bewaffnete albani-
sche Freisch¨arler in Südserbien Anschl¨age auf jugoslawische Sicher-Mazedonien
heitskräfte verüben, versuchen seit Mitte M¨arz extremistische Alba-
ner auch in Mazedonien einen nationalrevolution¨aren Befreiungskrieg
vom Zaun zu brechen. Mit Terroranschl¨agen wollen sie Repressalien
des Staates provozieren und eine destabilisierende Gewalteskalation
auslösen, die bestehende ethnonationale Gegens¨atze radikalisiert und
emotional aufl¨adt.

Mazedonien ist aber ein zu fragiles politisches Gemeinwesen, als
dass es eine Zerreißprobe lange aushalten k¨onnte. Fiele es auseinan-
der, wären die Versuche der internationalen Politik, dem Ethnonatio-
nalismus entgegenzutreten und die barbarischen Praktiken der Vertrei-
bungen zu unterbinden, wieder in Frage gestellt. Immerhin st¨oßt die
nach ihrem Vorbild im Kosovo benannte UCK diesmal im Westen auf
einhellige Ablehnung – ¨ubrigens auch in Russland und China, die das
Prinzip der territorialen Integrit¨at aufgrund eigener Autonomie- und
Sezessionskonflikte f¨ur sakrosankt halten.

Nimmt man das Stabilit¨atsinteresse der Nachbarn Bulgarien, Alba-
nien, Griechenland und Serbien hinzu, so ist Mazedonien heute mit ei-
ner außerordentlich hohen territorialen und staatlichen Bestandsgaran-
tie ausgestattet. Jedoch hat Skopje bisher zu wenig getan, um die alba-
nische Minderheit als gleichberechtigte Staatsb¨urger zu respektieren
und durch politische und bildungspolitische Integration deren Loya-
lit ät zu sichern. Darauf zu dr¨angen hat der Westen vers¨aumt. Jetzt,
nachdem der gezielten Ermordung mazedonischer Sicherheitskr¨afte
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pogromähnliche Ausschreitungen gegen die Minderheit folgten, geht
es um die Existenz Mazedoniens.

Unverletzbarkeit staatlicher Grenzen und innerstaatli-
che Reorganisation

Geradezu exemplarisch tritt in Mazedonien ein Grundproblem des ge-
samten Balkans zutage. Die nationalen Gemengelagen entsprechen
auch nach vier jugoslawischen Erbfolgekriegen nicht den Staatsgren-
zen. Daraus ergibt sich als zentrale Lehre die Absage an alle eth-
nonationalen Konzepte, die Territorien und Bev¨olkerung mit Gewalt
zur Deckung bringen wollen. Das impliziert auch die Zur¨uckwei-
sung national-teleologischer Vorstellungen von nachholendemnation Absage an

nationale
Homo-
genisierung

building; sie bergen ein apologetisches Moment gegen¨uber gewaltsa-
mer ethnonationaler Homogenisierung. Diese hat aber zu den blutig-
sten Kriegen in Europa seit 1945 gef¨uhrt.

Stabilitätspolitik muss zweierlei beachten: Erstens ist die Unver-
letzlichkeit staatlicher Grenzen zu respektieren, zweitens sind Op-
tionen der innerstaatlichen Reorganisation und des interethnischen
Ausgleichs prinzipiell gegen¨uber Sezession und weiterer staatlicher
Zersplitterung zu bevorzugen. Alle Abstriche vom Ziel binnenstaat-
licher friedlicher ethnischer Koexistenz gef¨ahrden die m¨uhsamen
Stabilisierungs- und staatlichen Rekonstruktionsversuche in Bosnien-
Herzegowina; sie wirkennolens volensals Präzedenzf¨alle und desta-
bilisierend für die gesamte Region.

Doch ist dies nur die eine Seite des Versuchs, den Praktiken eth-
nonationaler Homogenisierung entgegenzutreten. Die andere benennt
der Stabilitätspakt für Südosteuropa: die “multinationale und multieth-
nische Vielfalt der Länder der Region” zu erhalten. Was hierzulandeMultiethnische

Vielfaltvielfach als Wunschdenken abgetan wird, entspringt in Wirklichkeit
der Einsicht, dass die vier Kriege seit 1991 die multiethnischen Gege-
benheiten auf dem Balkan weniger ver¨andert als immer wieder repro-
duziert haben. Beide Grundprinzipien der westlichen Stabilisierungs-
und Befriedungsbem¨uhungen im ehemaligen Jugoslawien, die terri-
toriale Unverletzbarkeit und die innerstaatliche interethnische Reor-
ganisation, verhalten sich komplement¨ar. Auf keines der beiden kann
verzichtet werden, ohne dass das fragile Geb¨aude erneut zu wanken
beginnt.

UNO-Präsenz auf Jahre n̈otig

Eine langfristig angelegte Befriedungspolitik auf dem Balkan muss
deshalb institutionelle Arrangements, Regeln und Institutionen zur
friedlichen Koexistenz unterschiedlicher Nationalit¨aten entwickeln
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und implementieren. Es gibt weder f¨ur Minderheiten noch f¨ur Mehr-
heiten eine Alternative dazu, in m¨uhsamen Verhandlungsprozessen
verbindliche Verfahren und institutionelle Garantien f¨ur das inter-
ethnische Auskommen auszuhandeln und praktisch zu erproben. Dazu
gehören multilaterale Minderheitenregelungen, verbriefte Minderhei-Minderheiten-

regelungen tenrechte, territoriale Autonomiel¨osungen sowiepower sharing. Ihre
Umsetzung braucht nach allen Erfahrungen Zeit, viel Zeit – zumal
nach der Entfesselung ethnonationalistischer Gewalt, wie wir sie auf
dem Balkan erlebt haben. Deshalb spricht alles daf¨ur, dem Drängen
auf einen Abzug der internationalen Friedenstruppen solange nicht
nachzugeben, bis sich die Aussichten auf eine Befriedung der Region
sichtbar verbessert haben. Die Grenzkontrolle zwischen Kosovo und
Mazedonien ist die Pflicht der KFOR, der sie bisher nicht effektiv ge-KFOR
nug nachgekommen ist.

Kosovo: Die Quadratur des Kreises

Die UN-Resolution 1244 vom Juni 1999 verf¨ugt eine “substanzielle
Autonomie und tats¨achliche Selbstverwaltung Kosovos” und h¨alt an
der “Souveränität und territorialen Unversehrtheit der Bundesrepu-
blik Jugoslawien” fest. Dieses Doppelziel zu verwirklichen gleicht der
Quadratur des Kreises. Nach allem, was den Kosovo-Albanern ange-
tan wurde, ist die R¨uckkehr der Provinz unter serbische Herrschaft
schwer vorstellbar. Auf der anderen Seite spricht vieles gegen eine
staatliche Unabh¨angigkeit des Kosovos. Deren Bef¨urworter verken-
nen, dass das Prinzip ethnischer Homogenit¨at einmal mehr ¨uber die
Notwendigkeit interethnischer Koexistenz triumphieren w¨urde.

Solange sich im Kosovo die Minderheiten nicht sicher f¨uhlen und
nicht gleichberechtigt an den politischen Institutionen beteiligt sind,
bleibt eine internationale Aufsicht unverzichtbar. Als Hans H¨akkerup,
der Leiter der UNMIK, Mitte Mai 2001 einen “Konstitutionellen Rah-UNMIK
men für die provisorische Selbstregierung” im Kosovo unterzeichnete,
konnte und wollte er die widerspr¨uchliche Zielsetzung der Resolu-
tion 1244 nicht aufl¨osen. Im November soll im Kosovo ein Parlament
gewählt werden, zugleich werden aber entscheidende gesetzgeberi-
sche Kompetenzen in der Hand der UNMIK bleiben. Weder bekommt
die serbische Minderheit ein Vetorecht, noch konnten sich die albani-
schen Kosovaren mit ihrem Wunsch nach einem Referendum ¨uber ihre
Unabhängigkeit durchsetzen. Wie schon die Goldstone-Kommission
in ihrem Bericht vorgeschlagen hat, sollen die Kosovaren zwar ¨uber
ihr eigenes Schicksal entscheiden d¨urfen, müssen sich aber vorerst da-
mit abfinden, dass die oberste Gewalt bei der UNMIK liegt.

Wichtiger als der endg¨ultige Status des Kosovo ist, dass alle Seiten
Gewalt ausschließen und sich auf friedliche vertragliche Regelungen
sowie auf den Schutz von Minderheitenrechten einlassen. Ebenso ent-
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scheidend wird die k¨unftige wirtschaftliche Entwicklung sein. Denn
nur, wenn es gelingt, den Menschen wieder eine konkrete wirtschaft-
liche Lebensperspektive zu ¨offnen, sind sie bereit, von der Identit¨ats-
politik abzurücken zu Gunsten ihrer Interessen, die verhandelbar sind.
Der Stabilitätspakt für Südosteuropa verlangt deshalb unverminderte
Unterstützung.

“Großmacht” Deutschland: Handfestes Interesse an
Stabilit ät

Unter dem beredten Titel “Risiko Deutschland” warnte Joschka Fi-
scher 1994 vor einer “R¨uckkehr zu einer milit¨arisch gest¨utzten Au-
ßenpolitik” und vor einer “erneuten ‘Vermachtung’ der deutschen Po-“Vermachtung”

deutscher
Außenpolitik

litik”. F ür manche ist dieses Szenario inzwischen eingetreten. Sp¨ate-
stens der Luftkrieg der NATO in Jugoslawien 1999 hat das herge-
brachte Selbstverst¨andnis bundesrepublikanischer Außenpolitik als ei-
ner reinen Zivilmacht in Frage gestellt. Im Falle systematischer Ver-
letzung der Menschenrechte tritt die Forderung nach Intervention in
einen Gegensatz zur bisherigen Politik des absoluten Gewaltverzichts.

Wohlfahrt und Sicherheit sind die Richtmarken nationalen Interes-
ses. Zu deren Wahrnehmung war die alte Bundesrepublik auf vorge-
zeichnete Bahnen mit engen Handlungsspielr¨aumen verwiesen. Ver-
glichen damit genießt sie heute ein geradezu komfortables Maß au-
ßenpolitischer Optionsfreiheit. Soll sie neue Wege einschlagen und ihr
gewachsenes Gewicht selbstbewusster zur Geltung bringen? Hinsicht-
lich des Prosperit¨atsinteresses f¨allt die Antwort leicht. Seinen Aufstieg
aus den Tr¨ummern des Weltkrieges in die Spitze der Industrie- und
Handelsstaaten verdankte der westdeutsche Staat der raschen R¨uck-
gliederung in die Weltwirtschaft im Rahmen der sich integrierenden
Nationalökonomien Westeuropas. Dieser Erfolgskurs bedarf keiner
Änderung.

Hinsichtlich des Sicherheitsinteresses nimmt sich eine Antwort
komplizierter aus. Die Bundesrepublik wechselte aus der Randlage
eines Frontstaates in die Mittellage eines zwar nicht mehr gespalte-
nen, doch immer noch aus ungleichartigen, ungleich konflikttr¨achti-
geren Hälften bestehenden Kontinents. Dass sie nicht mehr bedroht
ist, bedeutet nicht, dass es keine Sicherheitsprobleme g¨abe. Gewalt- Fragile

Sicherheitsame Eruptionen, Kriege und B¨urgerkriege tr¨uben die erste Dekade
des postkonfrontativen Europa. Die Interdependenz der internationa-
len Politik widerlegt die Annahme, dass nur Kriegf¨uhrende Kriegs-
folgen zu sp¨uren bekommen. Die 400.000 Fl¨uchtlinge aus Bosnien
und dem Kosovo, die in Deutschland Zuflucht fanden, und die noch
auf Jahre anfallenden Stationierungskosten der SFOR- und KFOR-
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Kontingente bezeugen das Gegenteil: Frieden und Stabilit¨at auf dem
Balkan sind auch im deutschen Interesse.

Es ist wichtiger, Partner zu gewinnen, als Gegner in
Schach zu halten

Unterschiedliche und zunehmend gegens¨atzliche Erwartungen
drängen auf die deutsche Politik ein. Der Hauptverb¨undete USA
sucht Unterst¨utzung für sein globales Weltordnungskonzept unter
eigener Regie. Frankreich, der wichtigste Partner in Europa, sieht
die EU der Zukunft als Gegenmacht zu den Vereinigten Staaten mit
Paris und Berlin in der F¨uhrungsrolle. Die mittelosteurop¨aischen
Nachbarn w¨unschen sich deutsche F¨ursprache auf ihrem Weg in
die westlichen Institutionen. Russland wiederum reklamiert eine
europäische Sicherheitsstruktur, von der es sich nicht bedroht f¨uhlt.
Diesen divergierenden bis rivalisierenden Ambitionen begegnet
die deutsche Politik am ungeschicktesten dadurch, dass sie ihre
eigene nationale Interessenposition hinzuf¨ugt und mit forderndem
Großmacht-Gestus vertritt.

Konsequenter Multilateralismus und das Selbstverst¨andnis als Zi-
vilmacht sind die beiden bew¨ahrten Traditionslinien westdeutscherPostulat

Zivilmacht Außenpolitik, die ihre Erfolge begr¨undeten. Sie haben sich nicht ¨uber-
lebt. Eine moderne Großmacht fragt weniger nach Rang und Privi-
legien, die sie beanspruchen kann, als nach internationalen Struktu-
ren, die ihr optimale Entfaltungschancen er¨offnen: Überzeugen statt
einschüchtern, vorbeugen statt bestrafen, pr¨amieren statt sanktionie-
ren sind die daf¨ur angemessenen Verhaltensregeln. Wir empfehlen den
Außenpolitikern der Berliner Republik, jene Leitlinie zu beherzigen,
die der frühere Staatssekret¨ar im Auswärtigen Amt, Wolfgang Ischin-
ger, Russland riet: “Gr¨oße bemisst sich heute nicht so sehr an Macht,
sondern an Kraft zu gestalten: Es ist wichtiger zu ¨uberzeugen, als zu
drohen, es ist wichtiger, einzubinden als zu beherrschen, es ist wich-
tiger, Partner zu gewinnen, als Gegner in Schach zu halten. Das sind
die Gebote des 21. Jahrhunderts.”

Die deutschen Initiativen zur Beendigung des NATO-Jugoslawien-
Kriegs und zur Gr¨undung des Stabilit¨atspakts f¨ur Südosteuropa sind
Beispiele, die diese Lektion befolgten; ein negatives war hingegen
das deutsche Auftreten bei der prestigetr¨achtigen Besetzung des IWF-
Generaldirektors. Eine moderne und zivile “Großmacht” Deutschland,Zivile

“Großmacht”
Deutschland

die sich der Bonner Tugenden erfolgreicher Selbsteinbindung bewusst
bleibt, wird unter den ver¨anderten Bedingungen eher prosperieren
als eine, die meint, ihr Selbstbewusstsein stolz vor sich hertragen zu
müssen. Zu begr¨ußen sind deshalb die neuen Diskussionsanst¨oße zur
Europapolitik.
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Rechtsradikale Gewalt von Jugendlichen:
kein Randphänomen

Seit der Vereinigung sind in Deutschland an die 100 Menschen durch
Rechtsradikale get¨otet worden. Rechtsextrem motivierte Straftaten
nahmen im letzten Jahr drastisch zu, zwei Drittel der T¨ater waren
Jugendliche. Das f¨uhrte immerhin dazu, dass seit letztem Herbst die
lange fällige breite öffentliche Debatte dar¨uber stattfindet. Richtig
ist, dass der Kampf gegen den Rechtsradikalismus nicht ausschließ-
lich dem Staat und seinen gerichtlichen und polizeilichen Instrumen-
tenüberlassen werden kann, sondern gesellschaftliche Anstrengungen
und Auseinandersetzungen verlangt.

Wird rechtsradikale Gewalt nur als verquere Ausdrucksform so-
zialen Protestes und sozialer Deprivation verstanden, ger¨at leicht aus
dem Blick, dass politische und mediale Stellungnahmen gegen so-
ziale Minderheiten aus der gesellschaftlich-politischen Mitte erst den
Akzeptanz- und Resonanzboden f¨ur die Täter abgeben. In der Kampa-
gne gegen die doppelte Staatsb¨urgerschaft, aber auch mit der “deut-
schen Leitkultur” und Bekenntnissen und Plakaten zum “National-Deutsche

Leitkulturstolz” haben viele mit dem Feuer gespielt. Rechtsradikalismus ist kein
Randphänomen, sondern ein Mehrheitsproblem. Es ist etwas faul in
einer Gesellschaft, wenn es schon Mut braucht, f¨ur das elementare
Grundrecht auf k¨orperliche Unversehrtheit aller einzutreten. Denn das
ist die Minimalbasis der b¨urgerlichen Gesellschaft oder, mit Kant,
des status civilis.Die Diskussion dar¨uber, in welcher Gesellschaft
wir leben und leben wollen, kann nicht mit rechtsradikalen Schl¨agern
geführt werden. Sie kann und muss aber mit jenen gef¨uhrt werden,
die immer wieder auf politisches Profil durch die Mobilisierung von
Ressentiments setzen.

Für eine kleinere Bundeswehr mit klarem Auftrag

Die Bundeswehr wird von 320.000 auf 285.000 Soldaten reduziert.
So will es die gerade abgeschlossene Planung der Streitkr¨aftereform.
Der Kräfteansatz liegt deutlich ¨uber der Empfehlung der Weizs¨acker-
Kommission, die sich mit 240.000 Soldaten begn¨ugen wollte. Quanti-
tativ wird die “von Grund auf erneuerte” Bundeswehr weiterhin eine
Großarmee sein. Qualitativ wird sie durch modernere Bewaffnung so-Weiterhin

Großarmeewie neue Transport-, Versorgungs- und F¨uhrungsmittel ihre Schlag-
kraft erhöhen und ihren Einsatzradius erweitern.

Für diese Armee gibt es keinen sicherheitspolitisch ad¨aquaten
Auftrag. Landesverteidigung w¨are für die Bundesrepublik gleich-
bedeutend mit B¨undnisverteidigung. Deren “Eintrittswahrscheinlich-
keit” ist aber äußerst niedrig. Zudem stehen der NATO, die gr¨oßer
geworden ist und weiter wachsen will, daf¨ur mehr als ausreichende
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Kräfte zur Verfügung. Der Modebegriff der Krisenbew¨altigung kann
den traditionellen Verteidigungsauftrag nicht ersetzen. Er besagt alles
und nichts. Friedenssichernde Missionen mit rechtlich einwandfreiem
Mandat wie SFOR und KFOR fallen ebenso darunter wie nicht n¨aher
bestimmte Kriegseins¨atze, für die Allwetter- und Nachtkampff¨ahig-
keit mit neuen Abstandsraketen und zielsuchenden Gefechtsk¨opfen
benötigt werden.

Die Bundesregierung hat kein realit¨atskonformes sicherheitspoliti-
sches Lagebild. Falls die NATO oder die EU dar¨uber verfügen, behal-
ten sie es f¨ur sich. Die Risikoanalyse, die den milit¨arischen Kräftebe-Fehlende

Risikoanalyse darf definiert und den Mittelaufwand legitimiert, ist dem politischen
Souverän in den Mitgliedsl¨andern unbekannt. Kein Parlament, keine
politische Partei fordern sie ein – f¨ur demokratische Gemeinwesen ein
Armutszeugnis. Auch die deutscheÖffentlichkeit beginnt hinzuneh-
men, dass ein Staat als Ausdruck seiner Souver¨anität eben eine Armee
hat und ein großer Staat eine große Armee. Wof¨ur oder wogegen, ent-
scheidet dann von Fall zu Fall die “Staatsr¨ason”.

Streitkräfte und Waffen k¨onnen Mittelgegenden Krieg sein, zu-
gleich sind sie MittelzumKrieg. Ohne sie k¨onnte Krieg nicht stattfin-
den. Eine Außenpolitik, die den Anspruch erhebt, Friedenspolitik zu
sein, muss ihr milit¨arisches Instrumentarium normativ konditionieren.
Zur Verfolgung genereller nationaler Interessen kommt es nicht in Be-
tracht. Wir schließen uns der Forderung von Ex-Bundeswehrgeneral
Klaus Reinhardt an: “Die Bundesregierung muss endlich sagen, was
sie mit dieser Bundeswehr vorhat.” Sonst besteht die Gefahr, dass dieBundeswehr

wozu? Bundeswehrf¨uhrung sich ihren Auftrag selber schreibt.
Nach innen ist der gesellschaftliche Konsens ¨uber Zweck und Auf-

trag deutscher Streitkr¨afte zu suchen. Nach außen muss die Bundes-
regierung deutlicher vermitteln, wo die Grenzen ihrer Mitwirkungsbe-
reitschaft an Unternehmungen liegen, die den vereinbarten Aufgaben-
rahmen des B¨undnisses sprengen. Die deutsche Politik hat sich aus der
Formulierung des weichenstellenden NATO-Strategiedokuments von
1999 nahezu g¨anzlich ausgeklinkt. Das Vers¨aumnis darf sich bei der
Konzipierung der Sicherheits- und Milit¨arpolitik der EU nicht wieder-
holen.

4. Rüstung und Abrüstung

Trendwende zu Beginn des Millenniums

Die internationale R¨ustungskontrolle steckt in einer tiefen Krise. DieRüstungs-
kontrolle in
der Krise

Verhandlungen zur weiteren nuklearen Abr¨ustung im Rahmen der
Genfer Abrüstungskonferenz stagnieren, Eckpfeiler wie der ABM-
Vertrag wanken. Die Pl¨ane der USA f¨ur ein neues Raketenabwehrsys-
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tem sind zugleich Ausdruck und Motor weitreichender Ver¨anderungen
der internationalen sicherheitspolitischen Landschaft. Eine strategi-
sche Neubestimmung von Friedenssicherung und Milit¨arpolitik steht
im nächsten Jahrzehnt bevor. Abr¨ustung, d. h. quantitative Reduzie-
rung von Waffensystemen und Streitkr¨aften sowie Konversion und
Demobilisierung, wie sie in der Dekade nach dem Kalten Krieg in
großem Umfang stattgefunden hat, ist zwar noch nicht am Ende und
setzt sich in unilateralen Maßnahmen zahlreicher Staaten fort. Doch
die verhandelte und vereinbarte R¨ustungskontrolle befindet sich seit
dem Jahrtausendwechsel an einem entscheidenden Wendepunkt. Die
überwiegend innerstaatlichen Konflikte und Kriege mit ihren zerst¨ore-
rischen Folgen f¨ur die Bevölkerungen und ihren “̈Okonomien der Ge-
walt” lenken die internationale Aufmerksamkeit auf neue Erforder-
nisse der R¨ustungskontrolle etwa im Bereich der Kleinwaffen sowie
auf Konzepte einer umfassenderen Konfliktpr¨avention.Dies stellt auch
die politisch Verantwortlichen in Deutschland vor neue Aufgaben: Auf
welchen Gebieten und mit welchen Maßnahmen kann Abr¨ustung vor-
rangig weiter gef¨ordert werden? Wie soll internationales Konfliktman-
agement effektiv und mit dem Ziel gr¨oßerer Sicherheit f¨ur die Men-
schen betrieben werden?

Die militärische Dominanz der globalen F¨uhrungsmacht USA und
ihre Tendenz sich der multilateralen Verantwortung, z.B. im Rah-
men der UNO, zu entziehen, und gleichzeitig ein Definitionsmono-
pol für neue Bedrohungen und Interventionsszenarien zu beanspru-
chen, erschwert den anderen Staaten die Beantwortung dieser Fragen.
Die jüngsten Klimaverschlechterungen im Verh¨altnis zu Russland undDominanz der

USAChina geben Anlass zur Sorge. Wenn Dominanz in Hegemoniestreben
übergeht, wird die Welt unsicherer.

Unverwundbar durch Raketenabwehr?

Das Projekt einer ¨uber das Territorium der USA hinausgehenden Ra-
ketenabwehr (Allied Missile Defensebzw. Theater Missile Defense),
von der neuen US-Administration nunmehr mit Vehemenz propagiert,
enthält viele Verlockungen f¨ur sehr unterschiedliche Anliegen: SchutzVerlockungen

und Risikenvor den Folgen nuklearer Proliferation, Sicherheit vor sogenannten
Schurken- oder Risikostaaten, Unverwundbarkeit unter dem Schirm
der Supermacht, Abschied von der nuklearen Abschreckung und Vor-
rang für defensive Konzepte, sowie Teilhabe amKnow howund am
Milliardengesch¨aft des gr¨oßtenHigh Tech-Projekts der Zukunft. Die
Risiken und Widerspr¨uche des Vorhabens fallen demgegen¨uber nicht
sofort ins Auge. Die technische Machbarkeit wird von Experten ernst-
haft in Frage gestellt – selbst die Protagonisten des Projekts rech-
nen mit mindestens zehn Jahren f¨ur eine erste Realisierungsstufe –
und die Kosten k¨onnten buchst¨ablich astronomisch werden. Nicht alle



26 Stellungnahme

Staaten werden sich dem zugrundeliegenden Freund-Feind-Schema
fügen, und die absolute Sicherheit des einen mag f¨ur den anderen be-
drohlich sein; bereits vorhandene Asymmetrien k¨onnten vertieft, neue
Rüstungsspiralen initiiert werden.

Besonders Russland und China wehren sich gegen die US-Rake-
tenabwehrpl¨ane und insistieren auf Einhaltung des ABM-Vertrages.ABM-Vertrag
Sie befürchten, dass die Abschreckung untergraben wird, wenn die
USA eine Erstschlagsf¨ahigkeit erwirbt. China argw¨ohnt, dass sich
auch andere asiatische Staaten eine Raketenabwehr zulegen k¨onnten.
Dies mindert die Bereitschaft, sich auf weitere Abr¨ustung einzulassen
und behindert Fortschritte in der Genfer Abr¨ustungskonferenz. Ver-
lockungen und Risiken haben indes eines gemeinsam: zu viele unge-
deckte Schecks auf unser aller Zukunft, um schnelle Antworten zu
geben. Wir brauchen eine breite ¨offentliche Diskussion der komple-
xen sicherheitspolitischen Zusammenh¨ange. Eine Arbeitsteilung, bei
der das Ausw¨artige Amt als Bedenkentr¨ager auftritt, aber kaum offene
Kritik an den amerikanischen Pl¨anen wagt, und das Verteidigungs-
ministerium am europ¨aischen Abwehrsystem MEADS mitarbeitet, ist
wenig hilfreich und erh¨oht weder die außen- noch die innenpolitische
Glaubwürdigkeit.

Die schnelle Bereitschaft des Bundeskanzlers, nach dem technolo-
gischenSpin offdes Projektes zu greifen, ignoriert die Erfahrungen derTeilhabe an

Technologie? SDI-Debatte und die mageren Ertr¨age der damaligen amerikanisch-
deutschen Kooperation. Sie sollte zur¨uckgezogen werden. Stattdes-
sen verdient die Gefahr einer Militarisierung von Forschungsressour-
cen im großen Stil mehr Aufmerksamkeit. Die russische Initiative f¨ur
ein gesamteurop¨aisches Abwehrsystem ist aufzugreifen, weil sie eine
sorgfältige Bedrohungsanalyse zur Voraussetzung jedweder Planung
macht. Bedrohungsszenarien von heute sind in zehn Jahren m¨oglicher-
weise irrelevant. Ein alliiertes Raketenabwehrsystem hingegen k¨onnte
die Gefahren, die es beschw¨ort, erst schaffen.

Wird mit dem unangefochtenen Technologievorsprung der USA
eine neue milit¨arische Globalstrategie implementiert, birgt dies
schwerwiegende Konsequenzen f¨ur bestehende “Gleichgewichte” und
die ohnehin ersch¨utterte Rüstungskontrolle. Selbst wenn sich die Fen-
ster der Verwundbarkeit technologisch schließen ließen, w¨are der poli-
tische Preis zu hoch. Gegenmaßnahmen mittels anderer nuklearer und
nichtnuklearerHigh Tech-Waffen sind zu erwarten. Neue Feindbilder
mit negativen Wirkungen f¨ur weitere Abrüstung wären die Folge. Die
Strategie der USA verbindet erkl¨artermaßen defensive und offensive
Optionen. Der mit der Raketenabwehr auch bezweckte Schutz ameri-
kanischer und alliierter Milit¨arbasen und Truppen in̈Ubersee soll die
Rückendeckung f¨ur militärische Interventionskapazit¨aten in Regionen
amerikanischen nationalen Interesses abgeben.
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Die parallel zur Raketenabwehr laufenden Pl¨ane des Penta-
gon, amerikanische Satelliten zu armieren, um Objekte im Welt-
raum bekämpfen zu k¨onnen, drohen einen extrem destabilisieren-Wettr üsten

im Allden Rüstungswettlauf im All auszul¨osen. Andere M¨achte, die auf
ihre Aufklärungs- und Kommunikationssatelliten angewiesen sind,
werden nachziehen; die Technik zur Zerst¨orung von Weltraumob-
jekten ist nicht neu. Bereits in Friedenszeiten w¨aren somit Satelli-
ten für Informationsgewinnung und -weiterleitung sowie Fr¨uhwar-
nung ständig im Visier von Killersatelliten. In der Krise droht jeder
beteiligten Partei die sekundenschnelle Ausschaltung entscheidender
Glieder ihrer Kommandokette, womit die Streitkr¨afte blind, taub und
stumm würden. Dadurch l¨age auf dem Pr¨aventivschlag geradezu eine
Prämie – ein instabiler Zustand, der die “Duellsituation” der beiden
Nukleararsenale im Kalten Krieg vergleichsweise harmlos erscheinen
ließe.

Der alte Traum von der Unverwundbarkeit entspringt einer unila-
teralistischen, in der Konsequenz antiglobalen Logik. Sie steht Kon-
zepten einer “Gemeinsamen” oder “Kollektiven Sicherheit” mit ver-
trauensbildenden Maßnahmen, wie sie in Europa aus der Erfahrung
des Ost-West-Konflikts heraus entwickelt wurden, diametral entgegen.
Man muss kein Nostalgiker sein um zu erkennen, dass die Erh¨ohung
milit ärischer Interventionsf¨ahigkeit andere Weichen stellt als die zum
gegenseitigen Gewaltverzicht.

Abr üstung fortsetzen – Multilaterale
Rüstungskontrolle neu initiieren

Vertragliche Verpflichtungen m¨ussen eingehalten werden. Das gilt f¨ur
die konventionelle Abr¨ustung, vor allem f¨ur die Ratifizierung des an-
gepassten KSE-Vertrages. Und die auf zehn Jahre geplante UmsetzungAbr üstungs-

vertr ägeder Chemiewaffen-Konvention bleibt vor allem f¨ur Russland und die
USA auf der Tagesordnung. Ein effektives Verifikationsregime f¨ur bio-
logische Waffen wird immer noch vor allem von den USA blockiert.

Der amerikanische Unilateralismus gef¨ahrdet die Vertr¨age, die
der Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen entgegenwir-
ken. Europa muss im eigenen Interesse neue Initiativen der multila-Nichtver-

breitungteralen R¨ustungskontrolle und Nichtverbreitung der Atomwaffen und
ihrer Trägersysteme entwickeln. Zu begr¨ußen ist die amerikanische
Ankündigung, die M¨oglichkeit radikaler Schritte im eigenen Nuklea-
rarsenal zu pr¨ufen und damit Dogmen aus dem Kalten Krieg wie die
vollständige Abdeckung aller milit¨arischen Ziele in Russland oder
die “Triade” aus Interkontinentalraketen, U-Boot-Raketen und Fern-
bombern zur Disposition zu stellen. Unilaterale Schritte k¨onnen den
Abrüstungsprozess vorantreiben. Sie sollten freilich sp¨ater durch Ab-
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kommen abgesichert werden, um f¨ur angemessene Verifikation zu
sorgen und die getroffenen Maßnahmen unumkehrbar zu machen.
Absichtserklärungen werden hohl, wenn die R¨ustungsmodernisierung
fast ungebremst voranschreitet, immer neue Waffensysteme in die Er-
probung gehen und die Milit¨arausgaben der großen R¨ustungsprodu-
zenten wieder deutlich ansteigen.

Eine diplomatische Offensive f¨ur die schrittweise Umsetzung des
Nichtverbreitungsregimes, die vollst¨andige Nuklearabr¨ustung, ist not-
wendig. Zu einer einseitige Aufk¨undigung des ABM-Vertrages, die
auch die nicht beitrittswilligen Staaten des Nichtverbreitungsvertrages
(NPT) in ihrer Haltung best¨atigen könnte, darf es keine Zustimmung
geben. An die Stelle der aus der Blockkonfrontation entstandenen bi-
lateralen Anlage von ABM muss eine Multilateralisierung der Normen
und Prinzipien des Vertrages treten. Deutschland sollte einen Prozess
fördern, in dem schrittweise und in regionalen Foren ¨uber die USA und
Russland hinaus China, Indien und die europ¨aischen Nuklearm¨achte,
später auch Pakistan, Israel, Nordkorea und Iran einbezogen werden.

Die Ratifizierung des Nuklearen Teststopp-Vertrages (NTBT)Teststopp
durch die USA bleibt unverzichtbar, wenn die nukleare Abr¨ustung
nicht weiteren Schaden nehmen soll. Die Verhandlungen zu einemCut
off-Vertrag zur Beendigung der Herstellung von spaltbarem Material,
seit 1995 in Genf auf der Agenda, m¨ussen endlich beginnen. Ferner ist
die Genfer Abrüstungskonferenz der geeignete Ort f¨ur Gesprächeüber
Rüstungskontrolle im All, die sp¨ater in Verhandlungen ¨uber ein Regel-
werk zur Erhaltung der Stabilit¨at im Weltraumüberführt werden. Das
internationale Raketentechnologiekontrollregime (MTCR) sollte, wieMTCR
in Helsinki im Oktober 2000 mit Verhandlungen ¨uber einen Verhal-
tenskodex begonnen, gest¨arkt werden. Die Europ¨aer müssen insbeson-
dere ihre diplomatischen Bem¨uhungen gegen weitere Stationierungen
von Raketensystemen im Mittelmeerraum verst¨arken.

Waffenplutonium entsorgen – Abrüstungshilfe
intensivieren

Ein wichtiger Teilschritt nuklearer Abr¨ustung ist die Entsorgung des
Waffenplutoniums. Im September 2000 haben die USA und Russland
vertraglich vereinbart, zun¨achst jeweils 34 Tonnen Plutonium aus ih-
ren Beständen so zu verarbeiten, dass es ohne großen technischen Auf-
wand nicht wieder zur Waffenproduktion verwendet werden kann –
ein begrüßenswerter Anfang, um die weltweit ca. 250 Tonnen mi-
lit ärisch genutztes Plutonium zu reduzieren.

Im Gegensatz zu den USA ben¨otigt Russland daf¨ur technische
und vor allem finanzielle Hilfe. Strittig ist, welche Technik bei der
Plutonium-Entsorgungeingesetzt werden soll. Zur Auswahl stehen die
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Mischoxid-Technologie (MOX) oder die sogenannte Immobilisierung.
Beim MOX-Verfahren wird das Waffenplutonium mit Uran vermischt
und zu Brennelementen f¨ur Kernkraftwerke verarbeitet. Bei der Immo-
bilisierung wird das Waffenplutonium mit den hochradioaktivenSpalt-Technik versus

Immobili-
sierung

produkten aus der zivilen Kernenergienutzung vermischt und in Glas-
oder Keramikbl¨ocke eingeschmolzen. Mit keinem der beiden Wege
lässt sich die Proliferationsgefahr restlos beseitigen. F¨ur keine der Op-
tionen verfügt Russland ¨uber die notwendigen technischen Voraus-
setzungen. Technologie zur Herstellung von MOX-Brennelementen
könnte aus Deutschland geliefert werden. Auch bei der Immobilisie-
rungstechnologie k¨onnte deutschesKnow howzur Verfügung gestellt
werden. In der Bundesrepublik wird die Immobilisierung bevorzugt.
Russland m¨ochte nicht auf die Energiegewinnung, die nur mit MOX
möglich ist, verzichten.

Deutschland sollte sich auf jeden Fall an der technischen und
finanziellen Hilfe zur Plutoniumentsorgung beteiligen. Dies bietet
die Möglichkeit, darauf zu dr¨angen, dass Russland – und paral-
lel dazu dann auch die USA – sich den Kontrollen und langfristigIAEO-

Kontrollenden ”vollständigen Sicherungsmaßnahmen”der internationalen Atom-
energieorganisation (IAEO) unterwerfen.

Auch auf anderen Gebieten kann die Bundesregierung ihre Un-
terstützung bereits beschlossener Abr¨ustung verst¨arken. Oft sind die
Kosten eine entscheidende H¨urde für die schnelle und vollst¨andige
Durchführung von Abr¨ustungsmaßnahmen. Die Summe von rund 34
Millionen DM, die Russland im Jahr 2000 f¨ur die Verringerung sei-
ner Chemiewaffen erhielt, sollte deutlich aufgestockt werden. Wich-
tige Zeichen zur Linderung von Konfliktfolgen k¨onnen mit einem
erhöhtem technischen und finanziellen Einsatz f¨ur Minenräumpro-
gramme und die Verschrottung von ¨ubersch¨ussigen Kleinwaffen ge-
setzt werden.

Felder der Abrüstung ausweiten – Kleinwaffen
kontrollieren

Der Vertrag von Ottawa zum Verbot von Anti-Personenminen, außer-Antipersonen-
minenhalb der traditionellen R¨ustungskontrollforen ausgehandelt, war ein

Erfolg, auch wenn er ungen¨ugende Bindungswirkungen hat und be-
reits an neuen Minen gearbeitet wird, um die Verpflichtungen zu un-
terlaufen. Der Vertrag kam zustande, weil gleichgesinnte Staaten und
Nichtregierungsorganisationen gemeinsam die Blockaden der Macht-
politik umgangen haben. Das hat die internationaleÖffentlichkeit
für die zerst¨orerische, unmenschliche Wirkung der in heutigen Krie-
gen meistbenutzten Waffen sensibilisiert und ¨ahnliche Bem¨uhungen
zur Kontrolle der Ausbreitung von Kleinwaffen angeregt. Die Pro-
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liferation von Handfeuerwaffen, M¨orsern und Landminen muss ein-Handfeuer-
waffen gedämmt werden. Abkommen im Bereich der Klein- und leichten

Waffen stehen erst am Anfang. Es gibt ermutigende Regionalinitia-
tiven in Europa, Amerika und Afrika, dort vor allem die Bamako-
Deklaration der OAU vom Dezember 2000 sowie das Moratorium in
Westafrika. Während der ersten UN-Konferenz ¨uber “Illegalen Han-
del mit Kleinwaffen und leichten Waffen in all seinen Aspekten” im
Juli 2001 in New York wird es darauf ankommen, exportierende wie
importierende Staaten in die Pflicht zu nehmen. Den zahlreichen po-
litischen Absichtserkl¨arungen muss die striktere Kontrolle – auch des
legalen – Handels mit Kleinwaffen folgen. Deutschland kann hier im
Rahmen der von der EU 1998 beschlossenen “Gemeinsamen Aktion”
eine Vorreiterrolle spielen.

Glaubwürdig bleiben: Rüstungsexporte eind̈ammen

Mit der Genehmigung der Ausfuhr von R¨ustungsg¨utern im Wert von
6,5 Milliarden DM im Jahre 1999 und einem Export von Kriegswaf-
fen im Wert von 2,8 Milliarden DM, was ungef¨ahr einer Verdoppelung
gegen¨uber den Vorjahren entspricht, geh¨ort Deutschland mehr denn je
zu den Großexporteuren. Dies steht im Widerspruch zu den Ank¨undi-
gungen der rot-gr¨unen Koalition. Mit der Neufassung der politischen
Exportgrunds¨atze im Januar 2000 und mit der erstmaligen Vorlage ei-Waffen-

Großexporteur
Bundesrepublik

nes Berichts der Bundesregierung ¨uber “Exportpolitik für konventio-
nelle Rüstungsg¨uter” im September 2000 bem¨uht man sich in Ber-
lin zwar um mehr Transparenz. Weniger R¨ustungsexport ist aber das
noch wichtigere Ziel. Vor allem darf das “Altmaterial” aus dem Um-
bau der Bundeswehr nicht in verst¨arkte Ausfuhren fließen. Die j¨ungste
Kritik an der Lieferung einer Munitionsfabrik an die T¨urkei und von
Kriegsschiffen an S¨udafrika zeigt, dass die grunds¨atzliche Kontroverse
über die moralischen und politischen Kriterien f¨ur die Ausfuhr von
Rüstungsg¨utern aktuell bleibt.

Reinhard Mutz
Bruno Schoch
Ulrich Ratsch

in Kooperation mit
Corinna Hauswedell
Christoph Rohloff


